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LEITARTIKEL

Auch in schwierigen 
Zeiten ist auf die Polizei 
Verlass

Pandemie verdeckt wichtige Themen 

und Fragestellungen 

Trotz Pandemie und der damit verbunde-
nen vielfältigen Anforderungen an un-

sere Kolleginnen und Kollegen beschäftigen 
viele wichtige Themen und Fragestellungen 
um die Polizei, ihren Alltag und ihre Arbeit 
die Gewerkschaft der Polizei (GdP). 

Landesregierung hält an 
2. Einsatzhundertschaft fest

 So wird polizeiintern sehr kritisch auf die im 
Landtag beschlossenen, sehr eingeschränk-
ten Personal- und Sachhaushaltsmöglich-
keiten geschaut. Mangel löst auch schnell 
Neid aus. Wir sind daher froh, dass die Ja-
maika-Landesregierung an den Planungen 
einer zweiten Einsatzhundertschaft festhält!  
Aber viele fühlen auch Enttäuschung über 
die Reduzierung der ohnehin zu wenigen 
geplanten 75 zusätzlichen Stellen für eine 
zweite Einsatzhundertschaft auf lediglich 
50 zusätzliche Einstellungen in diesem und 
im nächsten Jahr!  Aus unserer Sicht ist es 
unlauter, dagegen andere Personalbedarfe 
aufzuwiegen. Richtig ist aber, dass es für die 
Themenbereiche „Cyber-Crime“, Kinderpor-
nografie und weitere schwergewichtige De-
liktsfelder, wie z. B. Wirtschaftskriminalität 
und Vermögensabschöpfung, zusätzliche 
Planstellen für hochqualifizierte Fachan-
gestellte/IT-Spezialisten geben muss! Hier-
für hatte die GdP einen dringenden Bedarf 
von 60 Stellen gefordert. Die im Haushalt 
2021 hinterlegten 30 und teilweise mit weg-

fallenden Stellen gegengerechneten Stellen 
sind nach Aussagen der Fachleute nicht an-
nähernd ausreichend. Die aktuellen Anpas-
sungen des nunmehr durch den Bundesprä-
sidenten  ratifizierten Gesetzes  zur Verbes-
serung der Rechtsdurchsetzung in sozialen 
Netzwerken  (Netzwerkdurchsetzungsge-
setz –NetzDG) werden vermutlich eine er-
neut deutlich erhöhte Ermittlungsarbeit im 
„Netz“ notwendig machen. 

Wahlprüfsteine zur 
Landtagswahl 2022

 Wir nähern uns mit großen Schritten der 
Landtagswahl 2022. VertreterInnen demo-
kratischer Parteien erhalten dabei von uns 
das GdP Positionspapier „Wie viel und wel-
che Polizei braucht Schleswig-Holstein 
2.0!?“ Wir werden die Wahlprogramme na-
türlich auch daran messen, wie sich die Par-
teien hinter das Thema Innere Sicherheit 
und vor allem auch loyal und wertschät-
zend hinter unsere Kolleginnen und Kolle-
gen stellen.

Finanzierung Bodycams oder 
Distanzelektroimpulsgeräte

Das Landesverwaltungsgesetz ist gerade 
durch den Landtag auf den Weg gebracht. 
Ein etwas holpriger Jamaika-Kompro-
miss, der aber gerade in Eigensicherungs-

aspekten durchaus einige positive Ände-
rungen beinhaltet. Nur stellt sich aktuell 
im Sachhaushalt die Frage, wie denn Bo-
dycams oder Distanzelektroimpulsgeräte 
(DEIG) finanziert werden sollen. Geld ist 
offenbar nicht eingeplant! Und falls es der 
eine oder andere Haushaltspolitiker nicht 
wissen sollte, mit solchen Errungenschaf-
ten muss auch intensiv geübt werden, tat-
sächlich und rechtlich – auch hier sind 
notwendige,  haushalterisch hinterlegte 
Planungen nicht im Ansatz erkennbar. Ja-
maika wird es sich nicht leisten können, 
Papier mit Gesetzestexten zu beschreiben, 
diese in Praxis aber nicht mit spürbaren 
Verbesserungen für unsere Kolleginnen 
und Kollegen zu hinterlegen. Der stigmati-
sierende Hinweis auf das Verbot von Raci-
al Profiling im neuen Polizeigesetz macht 
die Situation  nicht besser. 
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Ausstattung mit Tourniquet

  Ich freue mich über Aktivitäten in unserer 

GdP. Beispielhaft hat Torben Steckel mit „sei-

nem“ Fachausschuss Schutzpolizei richti-

gerweise festgestellt, dass „man nicht weg-

läuft, wenn eine Reanimation durchgeführt 

wird“ und wirbt damit völlig berechtigt für 

eine Frau- und Mannausstattung mit dem 

Tourniquet. Dieser verfehlt versteckt im Kof-

ferraum der Einsatzfahrzeuge seine Wirkung 

im Ernstfall. Sich auf die Eigeninitiative von 

Kolleginnen und Kollegen zu verlassen, 

kann ebenfalls nicht der richtige Weg sein. 

Maritime Sicherheit - Safety First

  Melanie Riedel,  Polizeioberkommissarin 

beim Wasserschutzpolizeirevier in Kiel, 

setzt sich als Mitglied und zusammen mit 

dem Fachausschuss Wasserschutzpolizei in 

einer gemeinsamen Aktion mit dem DGB der 

Kiel Region für mehr Investitionen bei der 

Wasserschutzpolizei, zeitgemäße Einsatz-

boote und -schiffe ein. „Maritime Sicherheit 

– Safety First“ war die sehr berechtigte Bot-

schaft der medienwirksamen Aktion. 

Besoldungs-, Versorgungs-  
und Tariffragen

Natürlich begleiten wir auch immer wieder 

Besoldungs-, Versorgungs- und Tariffragen, 

meist gemeinsam mit unserem DGB-An-

sprechpartner Olaf Schwede, Abteilungslei-

ter öffentlicher Dienst/Beamte/Mitbestim-

mung im DGB-Bezirk Nord. So gibt es aktuel-

le, sehr hoffnungsvolle Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG  vom 4. 

Mai 2020 – 2 BvL 6/17 zur Alimentation von 

„kinderreichen“ Familien mit drei und mehr 

Kindern) und vom Oberverwaltungsgericht 

in Schleswig (OVG SH vom 23. März .2021 

LB 93/18). Das Oberverwaltungsgericht in 

Schleswig hat entschieden, dass die Beam-

ten in zahlreichen Besoldungsgruppen 

nicht ausreichend bezahlt werden – und das 

schon seit 2007. Bevor es möglicherweise 

zu größeren Nachzahlungen kommt, muss 

allerdings noch das Bundesverfassungs-

gericht darüber befinden.  Zusammen mit 

dem DGB fordern wir Anpassungen und Di-

alog! Gut, dass es seit 2008 jährliche Erlasse 

des Finanzministeriums zum Rechtsstreit-

verfahren um die Sonderzahlung gibt, die 

Musterklageverfahren vorsehen und somit 

eine zigtausendfache, sich jährlich wieder-

holende individuelle Antragstellung nicht 

notwendig machen. Eines bleibt aber auch 

klar: Recht bleibt Recht und politische Ver-

antwortlichkeit bleibt politische Verant-

wortlichkeit! Wir waren mit der aktuellen 

Landesregierung in Verhandlungen, unter-

dessen entwickelt sich die Anwendung von 

Verfassungsrecht – das Alimentationsprin-

zip – weiter. Wir werden politische Verant-

wortlichkeit klar benennen und eine weitere 

Verschiebung von Entscheidungen in nicht 

absehbare Zukunftszeiträume nicht akzep-

tieren und dieses in den kommenden Tarif-, 

Besoldungs- und Versorgungsverhandlun-

gen gerade vor einer Landtagswahl mehr als 

deutlich machen. 

Keine pauschale Stigmati-
sierung der Polizei

 Eine überwältigende Mehrheit der im öf-

fentlichen Dienst Schleswig-Holsteins Be-

schäftigten – selbstverständlich auch die 

Kolleginnen und Kollegen der Landespoli-

zei – versieht ihren Dienst werteorientiert, 

professionell und in demokratischer Grund-

haltung. Rassistischen, fremdenfeindlichen 

Vorfällen sowie Extremismus stellen der 

„Dienstherr“ und natürlich auch wir uns 

konsequent entgegen. Eine pauschalisie-

rende Stigmatisierung der Polizei oder des 

gesamten öffentlichen Dienstes lehnen wir 

ab. Insofern greifen sich wiederholende Un-

tersuchungs- und Forschungsbestrebungen 

alleine viel zu kurz. Wir fordern gemeinsam 

mit dem DGB und unseren Schwesterge-

werkschaften GEW und verd.i ein tatsächli-

ches Kümmern um den Alltag, ein Haltge-

ben in einer schwierigen, engagierten Arbeit 

und die ernsthafte Wahrnehmung der Für-

sorgeverpflichtung des Dienstherrn. 

•  Ich möchte am Ende meiner Gedanken

nicht so sehr über die Pandemie schreiben. 

Die politischen Maßnahmen werden ohne-

hin jeden Tag - mal so, mal genau andershe-

rum - medial kommentiert bzw. ändern sich 

selbst in gleichem Maße skurril. Eine Dau-

erschleife von mehr als einem Jahr, macht

es mir manchmal schwer, noch Nachrich-

ten zu lesen oder zu schauen. 

•  Eines bleibt aber aus unserer Sicht unver-

rückbar: Auf die Landespolizei ist auch in 

Pandemiezeiten Verlass. Die schleswig-

holsteinische Bevölkerung erlebt dieses

tagtäglich. Das ist in dieser Zeit von be-

sonderer Bedeutung! Die Bürgerinnen und 

Bürger vertrauen der Polizei, und das ha-

ben unsere Kolleginnen und Kollegen vor

allem auch in der aktuellen Phase mehr

als verdient. Sie nehmen die besonderen

Einsatzherausforderungen mit großem En-

gagement an. Ob im geschlossenen Ein-

satz, im polizeilichen Reaktionsdienst, er-

mittlungsunterstützenden Einsätzen auch 

der Tarifbeschäftigten oder der kriminal-, 

schutz- oder wasserschutzpolizeilichen

Ermittlung, in der Aus- und Fortbildung,

des technischen, logistischen oder an-

derweitig unterstützenden Supports, die

Landespolizei macht ihren Dienst, für die

Bürgerinnen und Bürger, für diesen Staat

und für unser geltendes demokratisches

Rechtssystem.

Bitte bleibt gesund!

Torsten Jäger
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POLIZEISTUDIUM AN DER FHVD UNTER CORONA-BEDINGUNGEN 

GdP im Austausch mit der Spitze  
des Fachbereichs Polizei
Kiel/Altenholz - Nachdem im letzten Jahr 37 
junge Kolleginnen und Kollegen bereits nach 
dem Grundstudium die Polizei wieder verlassen 
haben, meist wegen nicht bestandener Modul-
prüfungen bzw. Klausuren, in einigen Fällen 
aber auch aus anderen individuellen Entschei-
dungen, erreichten zuletzt die GdP aus der Stu-
dierendenschaft eine Reihe kritischer „Hilferu-
fe“. Ein Polizeistudium in der Corona-Zeit bringt 
erhebliche Belastungen mit sich. Die Landesge-
schäftsführerin der GdP, Susanne Rieckhof, or-
ganisierte kurzerhand ein digitales Treffen. Für 
den Fachbereich Polizei an der FHVD Altenholz 
standen der Dekan Michael Kock und die Prode-
kanin Gesine Willert zur Verfügung. Die für die 
GdP in der Jugendausbildungsvertretung enga-
gierten Nina Saggau und Momme Henningsen, 
der zuständige GdP-Regionalgruppenvorsitzen-
de PD AFB Thomas Mertin, der GdP-Landesvor-
sitzende Torsten Jäger und die Landesgeschäfts-
führerin gingen in einen anderthalbstündigen, 
sehr offenen Austausch. 

Nina Saggau und Momme Henningsen spra-
chen die von Studierenden zuvor abgefragten 
Kritikpunkte an, die sich im Schwerpunkt auf 
den Wunsch nach besserer Kommunikation, 
Absprache und Koordination bezogen. Sie 
schilderten, in welch hohem Maße die Coro-
na-Situation die Studierenden an der FHVD in 
dem Jahr 2020/21 beschäftigt und gefordert hat. 
Vonseiten der Studierenden besteht bezüglich 
des Umgangs mit dieser besonderen Lage im-
mer wieder Gesprächsbedarf. Besonders in Fo-
kus gerieten Sorgen in Bezug auf die Prüfungen 
als auch Maßnahmen zum weiteren Umgang 
mit der Pandemie. Nina Saggau und Momme 
Henningsen lobten, dass in dem Gespräch 
nun „ausführlich über Anregungen und Sor-
gen der Studierenden diskutiert“ worden sei 
und der Dekan „Hintergründe bezüglich kürz-
lich getroffener Maßnahmen erläutert“ habe. 
Sie freuten sich weiter darüber, dass Michael 
Kock an regelmäßiger Information der Studie-
renden sowie an einem Austausch in der Ver-
gangenheit immer starkes Interesse habe. Die 
Anregungen der JAV bezüglich eines regelmä-
ßig terminierten Austausches wurden wohl-
wollend aufgenommen. Die Vertreter der JAV 
waren erleichtert über die Aussagen, „dass die 

von der FHVD getroffenen Maßnahmen vor al-
lem eines zum Ziel hätten: Das Bestehen des 
Studiums“, dass von keiner Seite das Interes-
se bestehe, diesem Ziel im Wege zu stehen, 
dass eine „Massenabfertigung“ nicht stattfin-
den werde und jeder Studierende der FHVD am 
Herzen läge. „Wir von der JAV freuen uns, dass 
ein solches Gespräch vonseiten der GdP initi-
iert wurde, da auf diese Weise ein Austausch 
stattfinden konnte, welcher neue Perspekti-
ven eröffnet sowie ein gegenseitiges Verständ-
nis erleichtert hat. 

Dekan Michael Kock schilderte umfäng-
lich die vielfältigen Bemühungen der FHVD 
und des Fachbereiches Polizei, mit der Coro-
na-Situation umzugehen. Er betonte dabei, 
dass jede Studentin und jeder Student wichtig 
sei, es aber leider nicht immer gelingen kön-
ne, es jedem recht zu machen. Die Fachhoch-
schule habe eine Vielzahl von Maßnahmen in 
die Wege geleitet, um die Situation zu verbes-
sern. Beispielsweise  seien psychosoziale An-
sprechstellen erweitert, Angebote für junge El-
tern im Studium und regelmäßige Gespräche 
mit den Lehrgruppensprecherinnen und -spre-
chern durchgeführt worden. Auf der anderen 
Seite gäbe es auch immer wieder Unabwägbar-
keiten, beispielsweise die kurzfristige Neuter-
minierung von Klausurterminen oder die Än-
derung von Präsenz- auf digitale Prüfungsvor-
haben bzw. umgekehrt. Das sei oft schwer zu 
beeinflussen, da die rechtlichen Vorgaben der 
Hochschulen-Corona-Ergänzungsverordnung 
nur eingeschränkt auf die FHVD zu übertra-
gen sind, denn hier sind zwingend auch das 
Beamten- und Laufbahnrecht zu beachten. So-
genannte „Freischussmöglichkeiten“ wie an 
freien Hochschulen bergen im Laufbahn- und 
Prüfungsrecht auch riesige Nachteile und sind 
nicht unmittelbar übertragbar.  

In dem Gespräch wurden Möglichkeiten 
erörtert, insbesondere die Kommunikation in 
Anbetracht der andauernden Corona-Pande-
mie zu verbessern. Allen ist am Ziel gelegen, 
ein erfolgreiches Studium, die Befähigung 
für den Polizeiberuf, aber auch einen indivi-
duellen Studienerfolg zu erreichen. 

Michael Kock sagte nach dem Gespräch: 
„Der offene Austausch unter breiter Beteili-

gung war konstruktiv, gut und wertvoll. Sei-
tens des Fachbereichs wird das Format be-
grüßt. Wir haben einige Anregungen be-
kommen. Positiv zu bewerten ist, dass wir 
die Möglichkeit hatten, Einzelaspekte inten-
siv zu erörtern und einmal breit und umfang-
reich darzustellen, mit welchen Schwierigkei-
ten auch der Fachbereich in der Corona-Phase 
konfrontiert ist und mit welchen Maßnahmen 
und Planungen wir die Studierenden erfolg-
reich durch das Studium führen wollen. Das 
schafft Transparenz und bildet die Basis für 
gegenseitiges Vertrauen. Gefreut hat uns auch 
das durch die JAV getroffene Urteil, dass wir 
ein gutes Maß an Fachlichkeit und über viele 
richtig gute Dozentinnen/Dozenten verfügen, 
die sich im Sinne der Sache und für die Studie-
renden engagieren. Im Fokus steht für alle (FB 
Polizei, GdP, JAV, PersRäte) das gemeinsame 
Ziel, den Studierenden auch in Corona-Zeiten 
ein verlässliches und fachlich belastbares Stu-
dium zu bieten und der Landespolizei Schles-
wig-Holstein nach Studienabschluss weiterhin 
gut ausgebildeten Personalersatz zur Verfü-
gung zu stellen. Das ist Anspruch und Her-
ausforderung zugleich, sowohl für die Lehr-
kräfte im FB Polizei, die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Lehrverwaltung als auch für 
die Studierenden in den einzelnen Fachsemes-
tern.“ Thomas Mertin freute sich: „Gut, dass 
es eine Gewerkschaft gibt, die das Gespräch 
sucht und dabei auf eine Fachhochschullei-
tung trifft, die dafür offen ist“, während Tors-
ten Jäger resümierte: „Die Pandemiezeit bleibt 
gerade auch in der Ausbildung schwierig. In 
nehme auf allen Seiten Dialogbereitschaft und 
Engagement wahr – das ist gut so. Wir brau-
chen in der Landespolizei jede geeignete Frau 
und jeden geeigneten Mann!“ I

Foto: Susanne Rieckhof
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E-Bike-Leasing für
Landesbeschäftigte in Sicht?

In letzter Zeit häufen sich die Anfragen un-
serer Mitglieder nach Möglichkeiten des E-

Bike-Leasings durch Entgeltumwandlung. 
Bei diesem Modell verzichtet der Arbeitneh-
mer auf einen Teil seines Brutto-Gehalts, wo-
durch sich das zu versteuernde Einkommen 
verringert. Der Betrag wird in einen Leasing-
Vertrag investiert, den der Arbeitgeber mit der 
Leasing-Firma abschließt. Die Laufzeit beträgt 
grundsätzlich 36 Monate. Nach Ablauf des 
36-monatigen Überlassungszeitraums kann 
ein neues Fahrrad geleast werden. Marktüb-
lich, aber nicht garantiert, ist auch, dass der 
Leasingdienstleister dem Nutzer nach Ende 
der Leasingzeit ein Kaufangebot unterbreitet.

In meinem Fall als Angestellte des Vereins 
GdP Schleswig-Holstein hat also die GdP ei-
nen Leasing-Rahmen-Vertrag mit einer Firma 
geschlossen. Ich bin zu einem Fahrradhänd-
ler gegangen und habe mir ein E-Bike ausge-
sucht. Seitdem erhalte ich am Monatsende we-
niger Netto, fahre dafür aber ein Top-Rad. Die 
GdP spart, obwohl sie zusätzlich einen Versi-
cherungsvertrag (ca. 12 € im Monat) für mich 
abgeschlossen hat, ca. 5 € jeden Monat an Ge-
haltskosten durch weniger Sozialabgaben für 
mich. Das ist eine absolute Win-win-Situation 
für beide Seiten und ein tolles Modell zur Ar-
beitnehmerbindung für moderne, nicht staat-
liche Arbeitgeber wie meine GdP.

Um es vorwegzunehmen: Das Land Schles-
wig-Holstein ist noch nicht so weit. Zwar heißt 
es immerhin in § 3 Abs. 3 des aktuellen Besol-
dungsgesetzes: „Die Beamtin oder der Beamte 
kann auf die ihr oder ihm gesetzlich zustehen-
de Besoldung weder ganz noch teilweise ver-
zichten. Ausgenommen hiervon sind die ver-
mögenswirksamen Leistungen und Leistun-
gen im Rahmen einer Entgeltumwandlung für 
vom Dienstherrn geleaste Dienstfahrräder, die 
der Beamtin oder dem Beamten auch zur priva-
ten Nutzung überlassen werden, wenn es sich 
um Fahrräder im verkehrsrechtlichen Sinne 
handelt. Eine Entgeltumwandlung nach Satz 2 
setzt ferner voraus, dass sie für eine Maßnah-
me erfolgt, die vom Dienstherrn den Beamtin-
nen und Beamten angeboten wird und es ihnen 
freigestellt ist, ob sie das Angebot annehmen.“

In der Gesetzesbegründung zum Besol-
dungsstrukturgesetz heißt es außerdem: 
„Zu den Leistungen im Rahmen der Entgelt-

umwandlung gehört neben der Leasingrate 
auch die Prämie für eine vom Dienstherrn ab-
geschlossene Vollkaskoversicherung, wenn 
diese Prämie nach der Überlassungsverein-
barung von der Beamtin oder dem Beamten 
zu tragen ist.“ An anderer Stelle ist zu lesen, 
dass die Möglichkeit der Entgeltumwandlung 
für Zwecke des Fahrradleasings für sich nicht 
mit Mehrausgaben, dafür aber mit Verwal-
tungsmehraufwand verbunden sei, der nicht 
näher beziffert werden könne. 

Hier liegt folglich die Krux: Die generelle 
gesetzliche Ermächtigungsgrundlage ist zwar 
im Jahre 2020 geschaffen worden, das konkre-
te Angebot der Maßnahme fehlt jedoch noch. 
Es ist vom Gesetzgeber erkannt worden, dass 
das Modell finanztechnisch machbar ist, al-
lerdings wird gleichzeitig der enorme Verwal-
tungsaufwand realisiert. Es ist aus meiner 
Sicht nachvollziehbar, dass dieser Aufwand 
bei ca. 45.000 Landesbeamten deutlich höher 
ist als bei einer GdP-Geschäftsstelle mit vier 
hauptamtlichen Mitarbeitern.

Leider ist im Moment auch noch so gar nicht 
absehbar, wann das konkrete Angebot für die 
Beamten unseres Landes geschaffen wird. So 
teilte das Finanzministerium auf Nachfrage 
mit: „Für Tarifbeschäftigte kann das Land ein 
solches Modell bislang nicht anbieten. Dazu 
bedarf es zunächst eines entsprechenden Ta-
rifvertrags.“ Eine mögliche denkbare Begrün-
dung der mangelnden Umsetzung durch das 
Land ist also, dass die Beschäftigten des Lan-
des (Beamte und Tarifbeschäftigte) nicht un-
terschiedlich behandelt werden sollen. 

Ein entsprechender Tarifvertrag für unse-
re Tarifbeschäftigten ist jedoch bislang auch 
noch nicht in Sicht. Denn nach Auskunft der 
Referentin für Tarifpolitik der GdP in der Bun-
desgeschäftsstelle, Michaela Omari, wird auch 
die Bundestarifkommission der GdP nach der-
zeitigem Diskussionsstand bei der nächsten 
Tarifrunde „die Finanzierung eines Jobrads/
Dienstfahrrads nur als Bonus bzw. Gehaltsex-
tra der Arbeitgeber akzeptieren“. Eine Entgelt-
umwandlung (wie bei mir) soll vonseiten der 
GdP nicht unterstützt werden, „da die Entgelt-
umwandlung für die Altersvorsorge gedacht 
ist und zurzeit auch nur für diese vorgesehen 
ist (§ 6 TV-Entgelt-U B/L). Die Entgeltumwand-
lung für ein Jobrad würde dazu führen, dass 

anteilig Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbei-
träge für die Rentenversicherung geschmälert 
werden.“ In seiner Antwort auf meine Anfra-
ge verweist das Finanzministerium an ande-
rer Stelle auf die „Möglichkeit eines Jobtickets 
für den ÖPNV für alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer des Landes“. Hier sei das Land 
„mit Hochdruck in der Umsetzung. In einem 
zweiten Schritt soll auch das Fahrradleasing, 
zunächst für Beamtinnen und Beamte des 
Landes, ermöglicht werden. Dazu steht eine 
politische Entscheidung der Koalition aus.“ 
Anschließend sei eine Ausschreibung erfor-
derlich.

Denkbar für Schleswig-Holstein wäre 
demzufolge möglicherweise ein monatli-
cher Zuschuss zur Minderung der Leasingra-
te eines Fahrrads – analog dem angedachten 
ÖPNV-Zuschuss – als einfachere Lösung. Da-
durch hätten dann alle Landesbeschäftigten 
die Möglichkeit, ein E-Bike zu leasen. Oder 
aber das Land entscheidet sich für das Mo-
dell der Stadt Kiel: Diese fördert das umwelt-
freundliche Pendeln ihrer gut 5.000 Beschäf-
tigten. Sie sollen ab diesem Jahr 30 € pro Mo-
nat für den Kauf eines neuen Fahrrads oder 
aber für das Jobticket erhalten. 

Fazit:

Es wird wohl noch viel Wasser die Förde 
entlangfließen, bis die Landesbeschäf-
tigten in den Genuss des Fahrradleasings 
durch Entgeltumwandlung (oder eines an-
deren Finanzierungsmodells) gelangen 
können. Dabei soll nach der Begründung 
des Gesetzes durch den § 3 Besoldungsge-
setz die „klimaneutrale Mobilität“ geför-
dert werden. Das muss doch in einer Ja-
maika-Koalition höchste Priorität haben?! 

Baden-Württemberg mit seinen ca. 188.000 
Beamten jedenfalls hat es vorgemacht und 
dem Gesetz bereits Taten folgen lassen. Dort 
wird das Jobrad zwischenzeitlich sehr gut an-
genommen. Nach Auskunft meines Kollegen 
Norbert Nolle aus Baden-Württemberg nutzen 
aktuell bereits ca. 2.500 Landesbeamte das 
Angebot, das erst seit 20. Oktober 2020 über-
haupt gilt. Geht doch! Wenn das Land Schles-
wig-Holstein attraktiver Arbeitgeber im Nor-
den bleiben will, muss es zeitnah auch Fahr-
radleasing durch Entgeltumwandlung für 
seine Mitarbeiter anbieten. 
Susanne Rieckhof
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INTERVIEW

Im Gespräch 

Vorgestellt: Ludger Mers, Sven Neumann und 
Christel Gäthje vom Örtlichen Personalrat der 
Polizeidirektion Kiel

Kiel/tgr – Ludger Mers, Sven Neumann und 
Christel Gäthje tragen gemeinsam Verant-
wortung für den Örtlichen Personalrat (ÖPR) 
und damit für die 1.061 Beschäftigten (davon 
85 Tarifbeschäftigte und vier Verwaltungsbe-
amte) bei der Polizeidirektion (PD) Kiel.

DP-Landesredakteur Thomas Gründemann 
stellt sie vor:

Luder Mers ist lang-
jähriger Vorsitzender 
des Örtlichen Perso-
nalrates bei der PD 
Kiel und für diese 
Funktion vom Dienst 
freigestellt. Seit 1987 
gehört der 59-Jäh-
rige unterschiedli-
chen Personalräten 
an, unter anderem 

dem Hauptpersonalrat der Polizei. „Ich bin 
über die Arbeit in der Jungen Gruppe der GdP-
Kreisgruppe Kiel zum Personalrat gekommen. 
Angesprochen wurde ich vom damaligen Vor-
sitzenden und inzwischen verstorbenen Günter 
Gennat“, erinnert sich der Vater zweier Kinder. 
Ludger Mers wohnt in Ottendorf. Ursprünglich 
habe der Erste Polizeihauptkommissar Rechts-
anwalt werden wollen, erklärt er auf Nachfrage 
zu seinem Traumberuf. Seit 38 Jahren ist Lud-
ger Mers GdP-Mitglied.

Sven Neumann 
ist Stellvertreten-
der Vorsitzender des 
ÖPR Kiel und – eben-
falls wie Luder Mers 
– freigestellt. Der
43-jährige Haupt-
kommissar lebt mit
Frau und Kind in
Gettorf. Im Mai er-
wartet die dreiköp-

fige Familie Zuwachs. 1999 schloss sich Neu-
mann der GdP an, seit 2015 ist er Mitglied im 
Personalrat der PD Kiel. „Kalle Bruhn hatte 
mich seinerzeit angesprochen und motiviert, 
mich im Personalrat zu engagieren. Aber ich 
hatte schon in der Ausbildung gemerkt, dass 
nicht immer alles rundläuft. Aber Meckern hilft 
nicht. Sich einbringen und dann auch alle Zu-
sammenhänge sehen, war mir immer wichtig“, 
erklärt der gebürtige Kieler. Außergewöhnlich 
ist der Traumberuf Sven Neumanns: Er wäre 
gerne Moderator von „Wetten, dass ...?“ gewor-
den.

Christel Gäthje ist 
Tarifgruppenspre-
cherin beim ÖPR 
der PD Kiel. Dem 
Personalrat gehört 
sie seit 2011 an. Die 
61-Jährige ist im Ge-
schäftszimmer des
Kommissariats 16
der Bezirkskrimi-
nalinspektion Kiel

tätig. Auch bei der gebürtigen Kielerin war es 
damalig Kalle Bruhn, der sie angesprochen 
hatte und für ein Engagement im Personal-
rat motivieren konnte. Seit 28 Jahren gehört 
Christel Gäthje der GdP an. Sie wohnt in Kiel.

Hast du für deine Personalratstätigkeit 

einen Grundsatz? 

Ludger Mers: Personalmaßnahmen müs-
sen transparent und nachvollziehbar sein, 
damit ich sie mitverantworten kann – so-
lange wird nachgefragt und das ist im Rah-
men einer vertrauensvollen Personalratsar-
beit (auf Augenhöhe) kein Affront gegen die 
Dienststellenleitung.
Sven Neumann: Ich habe als Personalrat 
die Zeit, die sich andere auch nehmen soll-
ten. Zuhören und sprechen ist mir dabei 
wichtig. 

Christel Gäthje: Immer ein offenes Ohr ha-
ben bei allen Belangen der Beschäftigten.

Warum ist dir die Personalratsarbeit so 

wichtig? 

Ludger Mers: Immer wieder kommt es vor, 
dass Kolleginnen oder Kollegen sich nicht 
trauen, für ihre Rechte einzutreten oder ein-
fach nicht ausreichend über Hintergründe 
von Entscheidungen informiert werden und 
sich ggf. deshalb falsch behandelt fühlen. 
Da kann der Personalrat Hilfestellung ge-
ben, vermitteln und Lösungen erzielen. Per-
sonalräte haben das Ziel und wirken darauf 
hin, dass Maßnahmen der Dienststelle dem 
Gerechtigkeitsanspruch genügen. Arbeit im 
Personalrat ist durch Mitbestimmung auch 
Mitgestaltung. Dabei ist es wichtig, dass 
Personalräte sich aus Kolleginnen und Kol-
legen aus den verschiedenen Dienststellen 
zusammensetzen, um vielfältige Meinun-
gen in Diskussionen zur Grundlage von Be-
schlüssen einfließen zu lassen. 
Sven Neumann: Im dienstlichen Alltag blei-
ben teilweise Dinge auf der Strecke. Zusam-
menhänge können (oder wollen) manchmal 
nicht erklärt werden. Aus verschiedenen 
Blickwinkeln kommt man zwangsläufig zu 
unterschiedlichen Betrachtungen. Ich glau-
be eine sehr wichtige Aufgabe des Personal-
rates ist es, diese unterschiedlichen Betrach-
tungsweisen in einen Abgleich zu bringen. 
Oft gelingt es dann, gemeinsam mit allen 
Beteiligten eine Lösung zu finden. 
Christel Gäthje: Es ist mir wichtig, die In-
teressen der Beschäftigten zu vertreten und 
darauf zu achten, dass Tarifverträge und 
Dienstvereinbarungen eingehalten werden. 

Hast du ein Thema, das dir als Personal-

rat besonders am Herzen liegt? 

Ludger Mers: Grundsätzlich müssen alle 
Themen den Personalräten besonders am 
Herzen liegen. Wenn ich die Frage aber als 
Frage nach den sogenannten Lieblingsthe-
men verstehe, dann sind besonders die The-
men wichtig, die letztlich mit der Gesund-
heit der Kolleginnen und Kollegen in engem 
Bezug stehen. Aktuell ist das in der PD Kiel 
das Thema Schichtdienstmodelle.
Sven Neumann: Verständnis für die Arbeit 
des jeweils anderen. Das Fundament unse-
rer Polizeiarbeit sind die Kolleginnen und 
Kollegen in den Streifen- und Gruppenwa-

Fortsetzung auf Seite 6
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gen und den Ermittlungsdienststellen der 

Kriminalpolizei. Aber deshalb sind wir als 

Mitarbeiter des Stabes und die Führun-

gen lange nicht überflüssig. Hier wird da-

für gesorgt, dass die Kolleginnen und Kol-

legen beim Dienst am Bürger eine gute Ar-

beit leisten können. Ich möchte gerne dazu 

beitragen, dass es in unserem Laden „rund-

läuft“ und wir alle zusammen ein gemein-

sames Ziel erreichen: die Sicherheit für un-

ser Bundesland!

Christel Gäthje: Besonders am Herzen liegt 

mir, das  eine gerechte Eingruppierung und 

die Wertschätzung der Beschäftigten erfolgt. 

Dein Hobby? 

Ludger Mers: Alte Möbel, Hausautomation.

Sven Neumann: Meine Kinder, unser Gar-

ten und Haus und wenn dann noch Zeit 

bleibt, freue ich mich, eine Laufrunde im 

Dänischen Wohld. 

Christel Gäthje: Spinning, joggen.

Hast du ein Lebensmotto? 

Ludger Mers: Du hast es selbst in der Hand, 

abends glücklich und zufrieden zu sein.

Sven Neumann: Die Dummen sind so sicher 

und die Gescheiten so voller Zweifel.

Christel Gäthje: Behandle jeden so, wie du 

selbst behandelt werden möchtest.

Was bringt dich zur Weißglut? 

Ludger Mers: Auftreten in Gutsherrenart; 

erkennbare Ungerechtigkeit. Lügner.

Sven Neumann: Ignoranz und Unverständ-

nis.

Christel Gäthje: nichts.

Wie vertreibst du dir schlechte Laune? 

Ludger Mers: Privat: privat . Dienstlich: 

Es kommt auf die Ursache an; oft hilft das 

Sprechen und Reflektieren mit vertrauten 

Kolleginnen und Kollegen. 

Sven Neumann: „When nothing goes right 

go run!“

Christel Gäthje: Mit guter Musik.

Was wünschst du dir für die Zukunft? 

Ludger Mers: Eine lebenswerte Welt; dass es 

den Menschen, die mir etwas bedeuten und 

mir gesundheitlich gut geht. Für alle Kolle-

ginnen und Kollegen eine hohe Berufszufrie-

denheit und Spaß an der Arbeit, menschliche 

Führung.

Sven Neumann: Noch mehr Empathie und 

Verständnis für den jeweils anderen. 

Christel Gäthje: Dass man gesund bleibt. I

Polizei-Fotos aus den 50er bis 80er Jahren gesucht!

Für einen Bildband über die Landespoli-

zei Schleswig-Holstein in den 50er bis 

80er Jahren suche ich noch Fotos mit Poli-

zeibezug von besonderen Ereignissen wie 

Staatsbesuchen, Katastrophen, Manövern, 

Demonstrationen usw. Aber auch private 

Bilder von Uniformen und Fahrzeugen sind 

natürlich sehr interessant. Wer dabei un-

terstützen möchte und kann, erreicht mich 

unter der angefügten Anschrift. Fotos wür-

den reproduziert und zurückgegeben, mir 

evtl. zum Verbleib überlassene Originale 

würden, um sie dauerhaft zu erhalten, in 

die volkskundliche Sammlung oder an das 

Landesarchiv Schleswig gegeben werden. 

EPHK Olaf Weddern, 1. Vorsitzender „Polizei-

Museum Nord e.V.“ Mitarbeit „Zentrale An-

sprechstelle für Polizeigeschichte“ im LPA

Erreichbarkeit:

Fachhochschule für Verwaltung und 

Dienstleistung, Fachbereich Polizei 

Rehmkamp 10, 24161 Altenholz  

Tel.: 0431 32 09 215 

E-Mail: weddern@fhvd-sh.de

Olaf Weddern
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REGIONALGRUPPENTERMIN

Regionalgruppe Kiel-Plön 

Am 3. Juni 2021 findet eine Mitglieder-

versammlung der Regionalgruppe Kiel-

Plön statt. In dieser Versammlung soll der 

Delegiertentag der Gewerkschaft der Poli-

zei vorbereitet werden. Unter anderem ste-

hen die Wahlen der Delegierten und die 

Verabschiedung von Anträgen an. Ob diese 

Versammlung in Präsenz stattfinden wird, 

kann noch nicht beurteilt werden. Alternativ 

wird es eine „Online-Versammlung“ geben. 

Alle weiteren Infos sind der Homepage der 

GdP zu entnehmen. Zu einem späteren Zeit-

punkt wird die Tagesordnung versendet. I



* Im Reisepreis enthalten sind ganztägig in den meisten Bars und Restaurants ein 

vielfältiges kulinarisches Angebot und Markengetränke in Premium-Qualität sowie 

Zutritt zum Bereich SPA & Sport, Entertainment und Kinderbetreuung.

TUI Cruises GmbH · Heidenkampsweg 58 · 20097 Hamburg · Deutschland 

Stand: 

URLAUB VORAUS.
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1. März

Wir beginnen den März mit einer GLV-Video-

konferenz. Noch immer stehen wir vor der

unklaren Situation, ob die geplanten Semi-

nare (Senioren, Work-Life-Balance) und die

Personengruppenkonferenzen im Juni über-

haupt stattfinden können. Wir kommen über-

ein, weiterhin „auf Sicht zu fahren“ und zu

planen. So entstehen nach dem Logo für den 

Delegiertentag im März auch die Logos für

die Konferenz der Frauen und der Senioren.

5. März

Wir (Torsten Jäger, Sven Neumann, Tho-

mas Gründemann und ich) treffen uns per

Video mit dem FDP-Landtagsabgeordneten

Jörg Hansen. Dieser betont, dass das inzwi-

schen verabschiedetet LVwG ein Kompromiss 

sei und er sich in der Tat auch „mehr poli-

zeipraktische Umsetzung gewünscht“ hätte. 

Er verspricht, sich bei den Plänen zur 2. EHu 

dafür stark zu machen, dass weiter an den

75 Stellen festgehalten werde und diese nicht 

auf 50 durch die Hintertür abgeschmolzen

werden. Wir weisen noch einmal auf unser

Papier „Wie viel und welche Polizei braucht

Schleswig-Holstein 2.0“ hin, in dem alle un-

sere Forderungen beschrieben sind. Dieses

ist eine gute Vorlage für sämtliche Wahlpro-

gramme der demokratischen Parteien im

Landtag im Bereich „Innen und Recht“.

8. März

Die AG Delegiertentag nimmt ihre Arbeit auf 

und verteilt Arbeitsaufträge, die bis zum

12. April zu erledigen sind.

10. März

Mit Yannick Porepp von der Regionalgruppe

SH Mitte nehme ich an der Pressekonferenz

zur Vorstellung des Verkehrssicherheitsberichts 

teil. Yannick arbeitet beim Autobahnrevier Neu-

münster und kennt sein Geschäft aus dem Eff-

eff. Er hatte im Sommer 2020 die Innenminis-

terin mal auf eine Schicht mitgenommen und

ihr insbesondere die Herausforderungen auf

der BAB 7 nahegebracht. Daran kann sie sich

noch eindrucksvoll erinnern, wie sie im Small-

talk nach der Landespressekonferenz erzählt.

12. März

In einer Fortbildung lernen der Landesvorsit-

zende und ich das Tool „Open Slides“ kennen. 

Dieses werde auf dem Bundeskongress 2022

erneut zur Anwendung kommen. Für unsere

Bedarfe dürfte es im Moment noch zu preisin-

tensiv sein. Dennoch werden wir in den drei

Stunden zu Fans dieses Kongress-Systems.

15. März

Wieder einmal Sitzung des Geschäftsfüh-

renden Landesvorstands per Video.

22. März

Kassierertagung online. Thomas Mertin hat-

te als Landeskassierer alle Kassierer der Re-

gionalgruppen eingeladen, um über aktuel-

le Herausforderungen vor Ort zu sprechen.

25. März

Videokonferenz des DGB zur Hochschulnovel-

le. Mal eine ganz andere Baustelle, aber unse-

re FHVD ist ja auch davon betroffen. Ich freue 

mich sehr über die Ratschläge des Dekans

Michael Kock. Diese fließen unmittelbar in die 

erste Stellungnahme mit ein und sind immens

wichtig für das Gesetzgebungsvorhaben.

29. März

GLV-Sitzung und Sitzung der Landesfrauen. 

Ein langer, aber produktiver Abend.

30. März

Gespräch mit dem Unabhängigen Landeszen-

trum für Datenschutz, also mit Marit Hansen, 

Barbara Körffer und Daniel Keller. An diesem

nehmen neben mir für die GdP Torsten Jäger,

Sven Neumann und Jörn Löwenstrom teil. Das 

Gespräch dient in erster Linie zum gegenseiti-

gen Kennenlernen und zum gegenseitigen Ver-

ständnis der Positionen. So möchte das ULD in 

erster Linie immer Ansätze und Lösungen zu

rechtskonformen Handeln aufzeigen und nicht 

„als Spielverderber“ wahrgenommen werden. 

Sollte dieser Eindruck entstehen, wird künftig 

kurzfristig zum Telefon gegriffen, um in den

Austausch zu kommen und nicht über, son-

dern miteinander zu sprechen. Das nächste

Treffen ist für Mai/Juni 2021 avisiert.

Und sonst noch?

Auch in diesem ver-

rückten Jahr besteht 

für unsere Mitglie-

der die Möglichkeit, 

an vergünstigte EM-

Trikots heranzukom-

men.
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